
im Zusammenhang mit dieser Gruppe wollen wir 
schließlich auch jenen fundamentalen Beschluß betrach­
ten, der durch die Bekanntmachung des Beschlusses des 
Ministerrats über Maßnahmen zur Förderung des wis­
senschaftlich-technischen Fortschritts in der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 21. Juli 1955 (GBl. I 
S. 521) publiziert wurde, da die Planung der wissen­
schaftlichen Entwicklung in ihm eine wichtige, wenn 
auch nicht die einzige Rolle spielt. Der Beschluß hat 
eine lange Vorgeschichte, insofern seine Notwendigkeit 
bereits auf einer im Juni 1954 durchgeführten Konfe­
renz von Wissenschaftlern und Ingenieuren diskutiert 
und die verzögerte Auswertung jener Konferenz durch 
die zuständigen Staatsorgane in einer erneuten Konfe­
renz im Sommer dieses Jahres einer scharfen Kritik 
unterzogen wurde (vgl. Präambel des Beschlusses); die­
ser zweiten Konferenz lag bereits ein Entwurf des Mi­
nisterratsbeschlusses vor, der auf den Konferenzbera­
tungen' noch vielfache Verbesserungsanregungen emp­
fing. Wir nannten oben das Ergebnis „fundamental“, 
einmal, weil noch niemals im Verlauf unseres Aufbaus 
mit so großer Klarheit und Überzeugungskraft wie hier 
die entscheidende Bedeutung von Wissenschaft und 
Technik für die ständige Steigerung der Produktion als 
Voraussetzung für die Verwirklichung des ökonomi­
schen Grundgesetzes des Sozialismus ausgesprochen 
und noch nie mit so unbeirrter Konsequenz die 
Schlußfolgerungen aus dieser Erkenntnis gezogen wur­
den; zweitens aber deshalb, weil mit diesem Beschluß 
das Fundament für die gesamte weitere planmäßige 
Entwicklung der technischen Wissenschaften gelegt 
wird. Die Einzelheiten des sehr umfangreichen Be­
schlusses, der methodisch in elf Abschnitten die erfor­
derlichen Maßnahmen aufzählt und die entsprechenden 
Verantwortlichkeiten festlegt, muß dem Selbststudium 
unserer Leser überlassen bleiben.

*

Eine verhältnismäßig große Anzahl gesetzgeberischer 
Maßnahmen ist auch auf dem Gebiet des H a n d e l s
— und hier besonders im Zusammenhang mit der Ent­
wicklung der HO-Betriebe — zu vermerken. Am be­
deutsamsten ist hier zweifellos die grundlegende Struk­
turänderung, die mit der Anordnung zur Änderung des 
Aufbaus und der Aufgaben der Verwaltungen volks­
eigener Einzelhandelsbetriebe vom 5. August 1955 
(GBl. II S. 289) durchgeführt wurde. Danach ist mit 
Wirkung vom 1. September 1955 die Verwaltung des 
staatlichen Einzelhandels in der Weise neu organisiert 
worden, daß die bisherigen HO-Bezirksverwaltungen 
aufgelöst und die HO-Kreisbetriebe stattdessen den 
Räten der Bezirke, Abt. Handel und Versorgung, unter­
stellt worden sind. Damit hat sich automatisch auch die 
Zentralverwaltung der HO-Kreisbetriebe erledigt, da 
deren einzige Aufgabe der Anleitung der HO-Bezirks­
verwaltungen mit der Auflösung dieser Verwaltungen 
entfallen ist (vgl. § '5 Abs. 2 der AO). Man geht wohl 
nicht fehl in der Annahme, daß zumindest eine der Ur­
sachen dieser bedeutsamen organisatorischen Änderun­
gen darin zu suchen ist, daß mit der raschen Vermeh­
rung der HO-Betriebsstätten der innere Grund für ihre 
exzeptionelle Verwaltungsorganisation allmählich ent­
fallen und der Zeitpunkt gekommen war, um die da­
durch bedingte Zweigleisigkeit in der staatlichen Ver­
waltung des Einzelhandels zu beseitigen.

Diese Änderung in der bisherigen Organisation der 
HO-Verwaltung erforderte für die HO-Kreisbetriebe ein 
neues Statut, das ihnen durch die Anordnung über das 
Statut der volkseigenen Einzelhandelsbetriebe — HO- 
Kreisbetriebe — vom 5. August 1955 (GBl. II S. 290) 
gegeben wurde. Bei ihnen ist zu beachten, daß als HO­
betrieb im Rechtssinne nicht etwa die einzelnen HO- 
Geschäfte gelten — abgesehen von den zentral geleiteten 
HO-Betrieben, insbesondere den HO-Warenhäusern —; 
diese sind vielmehr lediglich unselbständige „Betriebs­
stätten“, während als „Betrieb“ im Sinne der Gesetz­
gebung über die wirtschaftliche Rechnungsführung 
deren Zusammenfassungen in den mit juristischer Per­
sönlichkeit ausgestatteten HO-Kreisbetrieben betrach­
tet werden; grundsätzlich gibt es danach in jedem 
Kreise drei HO-Kreisbetriebe, nämlich die HO-Lebens­
mittel, die HO-Industriewaren und die HO-Gaststätten
— jeder Betrieb mit einer größeren Anzahl rechtlich un­
selbständiger Betriebsstätten. Die Betriebe werden von

dem Direktor geleitet, der an die Weisungen des Rats 
des Bezirks, Abt. Handel und Versorgung, gebunden ist 
und der von dem Handelsleiter vertreten wird; beide 
werden auch vom Rat des Bezirks berufen und abberu­
fen. Jeder Betrieb hat einen Hauptbuchhalter mit den 
üblichen Befugnissen. In der Aufgabenstellung des Sta­
tuts findet sich die bemerkenswerte Neuerung, daß die 
Betriebe „zur Hebung der Verkaufskultur . . . eigene 
Werkstätten zu unterhalten“ und in diesen „für ihre 
Kunden Dienstleistungen auszuführen und die Be- und 
Verarbeitung von Waren selbst durchzuführen“ haben 
(§ 9 Abs. 3); damit ändert sich hoffentlich bald der bis­
herige so oft kritisierte Zustand, daß dem Kunden z. B. 
beim Kauf eines fertigen Kleidungsstückes im HO-Ge­
schäft erklärt werden mußte, zur Versetzung von Knöp­
fen oder ähnlichen kleinen Änderungen sei man leider 
nicht in der Lage.

Die Kenntnis dieser Struktur der HO-Betriebe ist 
zum Verständnis der Anordnung über die Stellung, die 
Rechte und Pflichten der Betriebsstättenleiter der HO- 
Gaststätten und -hotels vom 1. September 1955 (GBl. II 
S. 329) erforderlich. Hier handelt es sich also um die 
Leiter der einzelnen Betriebsstätten in dem eben be­
sprochenen Sinne, und zwar der Betriebsstätten der 
Kreisbetriebe HO-Gaststätten. Wenn daher § 10 Abs. 2 
der AO dem Betriebsstättenleiter das Recht zubilligt, 
über den Plan der Betriebsstätte hinaus zusätzliche 
Massenbedarfsgüter der örtlichen Wirtschaft selbstän­
dig einzukaufen, so liegt darin eine gesetzliche Voll­
macht, solche Verträge in Vertretung des übergeord­
neten Kreisbetriebs abzuschließen, denn namens der 
rechtlich nicht selbständigen Betriebsstätte kann der Be­
triebsstättenleiter keine Verpflichtungen eingehen. Die 
fehlende Rechtspersönlichkeit der Betriebsstätte erklärt 
auch, weshalb nach § 15 der Betriebsstättenleiter im 
Falle der Mangelhaftigkeit angelieferter Waren die Un­
terlagen zur Geltendmachung von Mängelansprüchen 
dem Kreisbetrieb zuzuleiten hat: in der Regel erfolgt 
eben der Einkauf dieser Waren — bei dem der Betriebs­
stättenleiter allerdings nach § 10 mitzuwirken berechtigt 
und verpflichtet ist — durch den Kreisbetrieb, und nur 
dieser kann daher Mängel rügen. Die fehlende Rechts­
fähigkeit schließt übrigens nicht aus, daß die Betriebs­
stätte, wie § 4 erkennen läßt, als eine wirtschaftliche 
„Einheit mit eigenem Betriebsstättenplan“ arbeitet. — 
Neben den einzelnen Rechten und Pflichten des Be­
triebsstättenleiters, z. B. der Verpflichtung, für ein be­
darfsgerechtes Warenangebot und die ständige Hebung 
der Qualität dieser Waren zu sorgen, die Gaststätten- 
lcultur zu heben, strengste Sparsamkeit durchzusetzen, 
für die Sicherheit der Betriebsstätte und Einhaltung 
der Arbeitsdisziplin zu sorgen, ist besonders bemer­
kenswert, daß er auch die Mitarbeit der Werktätigen 
durch Bildung von Gästeaktivs, Unterstützung der Ar­
beiterkontrolle, Verbindung mit der Nationalen Front 
organisieren soll.

Ein Sonderzweig der HO wird geschaffen durch die 
Anordnung über die Bildung eines Betriebes des volks­
eigenen Einzelhandels „HO Internationaler Bazar“ vom 
5. August 1955 (GBl. II S. 285). Dieses als HO-Kreis- 
betrieb mit dem Sitz in Rostock und Betriebsajätten in 
den Seehäfen der DDR gegründete Handelsorgan dient 
ausschließlich der Versorgung der Besatzungen deut­
scher und ausländischer Schiffe mit Lebensmitteln und 
Industriewaren und verkauft daher sowohl gegen DM 
wie auch gegen ausländische Währungen je nach den 
vorzulegenden Einkaufsberechtigungs- bzw. Devisen­
bescheinigungen. Sein Statut vom 8. August 1955 ist im 
GBl. II S. 298 abgedruckt.

Alle Glieder des gesellschaftlichen Einzel- und Groß­
handels betrifft die Anordnung über die Behandlung 
wertgeminderter Waren im staatlichen und konsum­
genossenschaftlichen Handel vom 5. August 1955 (GBl. I 
S. 563). Ihr Ziel ist es, die bisherigen allzu starren Vor­
schriften, die es den Verkaufsstellen vielfach unmöglich 
machten, wertgeminderte Waren selbständig im Preise 
herabzusetzen — mit dem Ergebnis, daß solche Waren, 
inbesondere Lebensmittel, dann häufig überhaupt nicht 
mehr für den Konsum benutzt werden konnten — 
elastischer zu gestalten. Dies geschieht durch Bildung 
von Kommissionen, die sich in der Regel aus Mitarbei­
tern ' der betreffenden Verkaufsstelle zusammensetzen 
und die berechtigt sind, protokollarisch von ihnen fest-
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